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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 278/12 B 
 
L 6 U 87/09 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 15 U 50/06 (SG Halle) 
 
 
 
…………………..…….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Handel und Warendistribution, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Oktober 2012 durch den 

Richter Prof. Dr. S p e l l b r i n k  als Vorsitzenden sowie die Richter M u t s c h l e r  

und H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 28. Juni 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des LSG ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 SGG). Der Kläger hat zur 

Begründung seiner Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS 

des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder 

hinreichend dargelegt noch bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose 

Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz begründet werden soll und von einer Begründung 

abgesehen werden kann, wenn sie - wie hier - nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt 

sich der Senat auf folgende Hinweise (zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit einer solchen 

Verfahrensweise vgl BVerfG vom 8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497 = FamRZ 

2011, 540): 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; er kann nicht auf ei-

ne Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG 

(freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des 

Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Der nach der 

Beschwerdebegründung in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG gestellte Beweisantrag 

ist hingegen allein auf Einholung eines Gutachtens nach § 109 SGG gerichtet. Die Rüge, das 

LSG habe nach § 109 SGG ein weiteres Gutachten einholen müssen, ist aber nach § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ausgeschlossen. 

 

Die im Zusammenhang mit der behaupteten Unterlassung einer weiteren Sachverhaltsaufklä-

rung gerügte Verletzung des Anspruchs auf ein faires Verfahren ist ebenfalls nicht hinreichend 

bezeichnet. Ebenso wenig wie eine wegen unzureichender Darlegung eines prozessordnungs-

gemäß gestellten Beweisantrags unzulässige Amtsermittlungsrüge über den Umweg der Verlet-

zung von Hinweispflichten (§§ 106 Abs 1 und 112 Abs 2 SGG) zulässig wird (BSG SozR 1500 

§ 160 Nr 13), kann die in § 160 Abs 2 Nr 3 SGG geregelte Beschränkung von Verfahrensrügen 

über den Umweg über die Vorschriften zum rechtlichen Gehör und fairen Verfahren erweitert 

werden (vgl BSG vom 21.8.2008 - B 2 U 278/07 B - mwN). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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